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Es wird eng für 
Kanzler Schröder 

Jja<* dem Triumph der 
^U in Bayern wird die 
n|on noch stärker eigene 

Akzente bei den Reform- 
pr°jekten von Rot-Grün 
^tzen. 

Dies betonte Angela Mer- 
e| nach einer Sitzung der 
Pitzengremien der Partei. 

"^ln solches Ergebnis ver- 
achtet uns, unsere Hand- 

schrift deutlich werden zu 
lassen, unsere Prinzipien ein- 
zufordern und hart mit der 
Bundesregierung zu verhan- 
deln. Aber wir wollen die 
Mehrheit nicht benutzen, um 
Reformen aufzuhalten, son- 
dern um die Weichen richtig 
zu stellen", sagte die Vorsit- 
zende der CDU Deutsch- 
lands.        Fortsetzung Seite 2 

INHALT 

CDU/CSU-BUNDES- 

TAGSFRAKTION: 

Angela Merkel als Vor- 
sitzende wiedergewählt 

SEITE 5 

DOKUM ENTATIO N 

Wahlergebnisse der 
Landtagswahlen 

in Bayern 
INNENTEIL 



HEUTE   AKTUELL 

• Es wird eng für Kanzler 
Schröder (Seite 1-3) • 
Laurenz Meyer: Grandio- 
ser Erfolg für die CSU 
(Seite 4) • Annette Scha- 
van: Die OECD nimmt die 
berufliche Bildung zu we- 
nig wahr (Seite 6-7) • 
Sachsen: Neuer Landes- 
vorstand gewählt (Seite 
8) • Berliner Gespräche: 
Überdie Renaissance bür- 
gerlicher Werte (Seite 9) 
• „Chancen müssen vor 
Risiko gestellt werden" 
(Seite 10) • Frauen ge- 
stalten die Europäische 
Union (Seite 11) • Effi- 
ziente Verbrechensbe- 
kämpfung durch DNA- 
Analyse (Seite 12-13) • 
Hermann Kues zu Kopf- 
tuchurteil (Seite 14) • 
Dietrich Austermann: Maut- 
Verträge offen legen! 
(Seite 14-15) • Hartmut 
Koschyk, Thomas Strobl: 
Schleuserkriminalität 
auch künftig bekämpfen 
können (Seite 15-16) • 
Klaus Riegert: Rot-grüne 
Sportförderung auf nied- 
rigstem Niveau (Seite 16) 
• Peter Paziorek, Tanja 
Gönner, Werner Witt- 
lich: Zwangspfand end- 
lich aussetzen. 

IMPRESSUM 

UD 

'BAYERISCHE  LANDTAGSWAHL 

Fortsetzung von Seite I 
Bereits am Wahlabend 

hatte Angela Merkel Ed- 
mund Stoiber und der CSU 
im Namen der CDU Deutsch- 
lands zu dem großen Wahl- 
sieg gratuliert. Zum ersten 
Mal in der deutschen Parla- 
mentsgeschichte hat eine 
Partei eine Zweidrittelmehr- 
heit der Mandate erreicht. 
Dies sei ein Ergebnis, das 
„Anlass zu großer Freude" 
gebe, sagte die Vorsitzende 
der CDU Deutschlands und 
der CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion. 

Union insgesamt 
gut aufgestellt 

Angela Merkel machte 
deutlich, dass dieser Erfolg 
nur möglich gewesen sei, 
weil die „Union insgesamt 
gut aufgestellt ist und für Be- 
rechenbarkeit und für Ver- 
lässlichkeit" stehe. Auch 
verfüge die CSU in Bayern 
über eine historisch gewach- 
sene „hohe Akzeptanz". Der 
Erfolg der CSU sei für die 
gesamte Union erfreulich, 
betonte Merkel. Das Ergeb- 
nis sei für die SPD desaströs. 

Für den Bundeskanzler und 
SPD-Vorsitzenden Gerhard 
Schröder werde es jetzt 
„sehr eng", ist sich Angela 
Merkel sicher. Die Sozial- 
demokraten werden sich die 
Frage stellen müssen, ob er 
die „Seele der Sozialdemo- 
kratie verkörpere", sagte 
die CDU-Vorsitzende. „Zu- 
sammen mit den Siegen m 
Niedersachsen und Hessen 
zeigt das Wahlergebnis, 
dass dort, wo die SPD bisher 
Regierungsverantwortung 
getragen hat, die Wähler ihre 
Hoffnung in die Politik von 
CDU und CSU setzen. Und 
dort, wo die Union bereits 
Regierungsverantwortung 
trägt, die Wähler ihre Er- 
wartungen bestätigt sehen. 

Wahlergebnisse 

Die CSU verbesserte sich 
nach dem vorläufigen äff»' 
liehen Endergebnis um i-° 
Punkte auf 60,7 Prozent. In 
dem von 204 auf 180 Abge- 
ordnete verkleinerten Land- 
tag hat sie damit künftig 124 

Mandate (Zweidrittelmehr- 
heit: 120 Mandate). Die»11 

Bayern traditionell schwa- 
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BAYERISCHE   LANDTAGsWAHL ' 

FDP 
2,6% 
(+0,9%) 

sonstige 
9,3% 

Grüne 
7,7% 
<+2,0%)l 

CSU 
60,7% 
(+7,8%) 

SPD 
19,6' 
(-9,1' 

Ergebnisse: Landtagswahlen in Bayern 2003 

einem che SPD erlebte mil 
^•nusvon9.I Punktenein 
F'asko:    Sie    stürzte   mit 
•hrem    Spitzenkandidaten 
Franz Maget von 28,7 auf 
19'6 Prozent ab-ihr mit Ab- 
fand schlechtestes Ergeb- 
nis- Die Sozialdemokraten 
Verloren auch alle fünf Di- 
rektmandate und verfügen 
nur noch über 41 Abgeord- 

ele- Die Grünen verbesser- 
en sich von 5,7 auf 7,7 Pro- 
fund sind mit 15 Sitzen 
jj0 Landtag vertreten. Die 

Dp steigerte  sich  leicht 
v°n 1,7 auf 2,6 Prozent, ver- 
passte damit aber ebenso 
^le   die    Freien    Wähler 
( »0%) erneut den Sprung in 
jkri Landtag.  Die  Wahl- 
Heiligung sank um  12,5 
unkte auf nur noch 57,3 
r°zent (1998: 69,8). 

Wahlfaktoren 

Nach einer Analyse der 
Forschungsgruppe Wahlen 
haben drei Gründe maßgeb- 
lich zu dem Wahlerfolg 
der CSU beigetragen: die 
bedrückende bundespoliti- 
sche Stimmung gegen die 
SPD, die Popularität Ed- 
mund Stoibers und das 
schlechte Erscheinungsbild 
der bayerischen Sozialde- 
mokraten. 

Mehrheit in 
Bundesversammlung 

Mit der Bayern-Wahl 
sind die Mehrheitsverhält- 
nisse in der Bundesversam- 
mlung   endgültig   geklärt, 

die am 23. Mai 2004 über 
die Nachfolge von Bundes- 
präsident Johannes Rau ab- 
stimmt. Union und FDP ha- 
ben ihre absolute Mehrheit 
ausgebaut und könnten ge- 
meinsam das neue Staats- 
oberhaupt wählen. Nach ei- 
ner Berechnung auf Grund- 
lage des vorläufigen amtli- 
chen Ergebnisses kommen 
Union und Liberale zusam- 
men auf 618 Stimmen (ab- 
solute Mehrheit: 604 Sitze). 
SPD und Grüne haben da- 
gegen keine eigene Mehr- 
heit: Die SPD verfügt über 
462 Sitze, die Grünen über 
89. Auch gemeinsam mit 
der PDS, die mit 33 Dele- 
gierten in der Bundesver- 
sammlung vertreten ist, 
würde es nicht zu einer 
Mehrheit reichen. Über drei 
Stimmen verfügt ferner die 
Hamburger Schill-Partei, 
einen Delegierten stellt die 
im Brandenburger Landtag 
vertretene Deutsche Volks- 

Eine detaillierte Über- 
sicht über die Wahlergeb- 
nisse finden Sie in der 
Dokumentation (Innen- 
teil). Eine vollständige 
Dokumentation der Wahl- 
ergebnisse, inklusive aller 
Wahlkreisergebnisse steht 
auf www.cdunet.de zum 
download zur Verfügung. 
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LAURENZ MEYER: 

Grandioser Erfolg für die CSU 
Gratulation an Edmund 
Stoiber und die CSU zu 
dem grandiosen Erfolg. 
Das Ergebnis ist ein Er- 
gebnis unserer bayerischen 
Schwesterpartei und die 
gesamte Union freut sich 
mit der CSU. 

Das Ergebnis hat drei 
Gründe: Zum einen die im 
bundesweiten Vergleich sehr 
gute bayerische Situation bei 
Arbeitsplätzen, Wachstum, 
Schuldenstand, Bildungspo- 
litik und innerer Sicherheit. 

Zweitens ist das Abstim- 
mungsergebnis ein überwäl- 
tigender Vertrauensbeweis 
für Edmund Stoiber, der wie 
kein anderer die erfolgreiche 
Politik der CSU verkörpert. 

Und drittens haben die 
Wähler Gerhard  Schröder 

und seiner SPD die berech- 
tigte Quittung erteilt. Das 
selbst für bayerische Ver- 
hältnisse dramatisch schlech- 
te Abschneiden der SPD 
zeigt: Die Menschen sind das 
Chaos, die Konzeptionslosig- 
keit und das Gerede der Bun- 
desregierung schlicht leid. 

Das Ergebnis ist auch eine 
Aufforderung an die Union, 
den bisherigen Kurs weiter- 
zufahren und eigene, klare 

Alternativkonzepte vorzule- 
gen, wie CDU und CSU das 
bereits beim Arbeitsmarkt 
oder der Gemeindefinanzie- 

rung getan haben. 
Gleichzeitig bedeutet das 

Resultat auch eine Stärkung 
der Union im Bundesrat. Dort 
werden wir auch in Zukunft 
alle Schritte, die in die rich- 
tige Richtung gehen, mit- 
tragen; gleichzeitig werden 
wir aber auch einen Beitrag 
dazu leisten, die Chaospolitik 

der Bundesregierung zu kor- 
rigieren. Das Urteil der Bür- 
ger in Bayern heißt: Die Men- 
schen wollen eine grundsätz- 
liche Änderung der politi- 
schen Ausrichtung Deutsch- 
lands; jeder weitere Mona1 

Rot-Grün ist ein verlorener 
Monat für Deutschland. 

BUNDESTAGSWAHL 2002: SPD-WÄHLER BEREUEN WAHLENTSCHEIDUNG 

Ein Jahr nach der Bun- 
destagswahl bereut mehr 
als ein Viertel der SPD- 
Wähler seine Wahlent- 
scheidung. 

Das ergab eine Forsa- 
Umfrage im Auftrag des 
Stern. Demnach bedauern 
heute 28 % der befragten 
SPD-Wähler, dass sie im 
September 2002 für die Sozi- 
aldemokraten gestimmt ha- 
ben. Damit habe die SPD 
deutlich mehr Anhänger ent- 

täuscht als die übrigen Par- 
teien. Der Umfrage zufolge 
stehen CDU/ CSU-Anhän- 
ger weit öfter zu ihrer 
Stimme. Lediglich 6 % der 
CDU/ CSU-Anhänger wür- 
den sich anders entscheiden. 

Inder wöchentlichen Um- 
frage von Stern und RTL zur 
Parteipräferenz hat die SPD 
weiter verloren. Nur noch 
28 % der Befragten stimmten 
für die SPD, das sind zwei 
Prozentpunkte weniger als in 

der Vorwoche. Ein Plus von 
einem Prozentpunkt konnte 
dagegen die Union verzeich- 
nen.47ProzentderBefragten 
würden CDU und CSU 
wählen, wenn jetzt Bundes- 
tagswahl wäre. Unverändert 
bleiben die Umfragewerte 
von Grünen (11 %) und FDP 
(7 %). Die PDS stagniert bei 
drei Prozent, die sonstigen 
Parteien erhielten in dieser 
Woche einen Punkt mehr und 
liegen bei 4 % der Stimmen- 
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Angela Merkel als 
Fraktionsvorsitzende wiedergewählt 

ü'e Unionsfraktion im 
Bundestag hat ihre Vorsit- 
Zende Angela Merkel mit 
e|nem großen Vertrauens- 
beweis bis zum Jahr 2006 
,n» Amt bestätigt. 

Ein Jahr nach der Bun- 
destagswahl wurde Angela 
Merkel mit 93,7 Prozent der 
Timmen wieder gewählt. 
Bei der Übernahme des Am- 
tes vor einem Jahr hatte sie 
^2>2 Prozent erzielt. Angela 
Merkel, die auch das Amt 
er Parteivorsitzenden der 

*~DU Deutschlands innehat, 
2eigte sich nach der Wahl 
"^frieden" mit ihrem Er- 
gebnis. Dies sei ein „schöner 
Moment",   sagte   sie.   Sie 
°ffe, die Zusammenarbeit 

mit der CSU „so erfolgreich 
le im vergangenen Jahr" 

ortsetzen zu können, 
j^ückwünsche erhielt Mer- 
kel von CSU-Chef Edmund 

toiber, der nach seinem 
Wahlsieg in Bayern als Gast 
an der Fraktionssitzung teil- 
genommen hatte. 

Alle Stellvertreter Mer- 
kels, die vom CDU-Teil zu 

nien sind, wurden in ihren 
A^tern bestätigt. Das beste 
hrgebnis( 159 Stimmen) er- 

eite dabei - wie vor einem 
atlr ~ der für Innen- und 

,.echtspolitik    verantwort- 

Nach der Vereinbarung zwi- 
schen CDU und CSU, die zu 
Beginn der Wahlperiode ge- 
schlossen wurde, erfolgt die 
Wahl für Ämter in der Frak- 
tion zu Beginn der Wahlpe- 
riode des Bundestages für 
ein Jahr, dann für den Rest 
der Wahlperiode. 

Im Fraktionsvorstand 
sind CDU und CSU ent- 
sprechend ihrem Stärkever- 
hältnis vertreten. Die Frak- 
tionsvorsitzende wird dabei 
von allen Mitgliedern der 
CDU/CSU-Bundestags- 

fraktion gewählt, aber die 
Gruppen der CDU- und der 
CSU-Abgeordneten wäh- 
len die auf sie entfallen- 
den Vorstandsmitglieder 
selbst. Dazu gehören die 
Stellvertretenden Frakti- 
onsvorsitzenden, die Par- 
lamentarischen Geschäfts- 
führer, der Justiziar und die 
Beisitzer. Die Arbeitsgrup- 
penvorsitzenden und Ob- 
leute wurden in getrennten 
Sitzungen benannt und im 
Anschluss von der Gesamt- 
fraktion gewählt. 

liehe Wolfgang   Bosbach. 

EIN   NEUER   FRAKTIONSVORSTAND 

Fraktionsvorsitzende 
Angela Merkel 93,7 % 

Stellvertreter (CDU-Anteil) 
Wolfgang Bosbach 96,3 % 
Arnold Vaatz 93,2 % 
Klaus Lippold 87,5 % 
Wolfgang Schäuble 83,7 % 
Maria Böhmer 80,0 % 

Friedrich Merz 78,4 % 
Parlamentarische Geschäftsführer (CDU-Anteil) 

Volker Kauder                      98,2 % 
Ilse Falk                                97,5 % 
Manfred Grund                     97,5 % 
Eckart v. Klaeden                93,9 % 

Justitiar (CDU-Anteil) 
Ronald Pofalla 94,5 % 

Eine Übersicht über den Gesamtvorstand, inkl. der CSU- 
Vertreter, finden Sie aufwww.cducsu.de 
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' BILDUNGSPOLITIK 

ANNETTE   SCHAVAN 

Die OECD nimmt die berufliche 
Bildung zu wenig wahr 

Jährlich veröffentlicht die 
OECD eine Studie „Bil- 
dung auf einen Blick", in 
dem wichtige Daten über 
die Bildungssysteme in den 
Mitgliedsländern bekannt 
werden. Solche Studien 
sind wichtig, weil sie die 
Bemühungen in den Län- 
dern um ein leistungsfähi- 
ges Bildungswesen deut- 
lich machen können. 

Voraussetzung dafür, dass 
das gelingt, ist die Wahrneh- 
mung aller Anstrengungen 
im jeweiligen Bildungswe- 
sen. Auch in diesem Jahr 
hinterlässt die Art der Ver- 
öffentlichung der OECD- 
Studie den Eindruck, dass 
die Leistungsfähigkeit unse- 
res beruflichen Bildungswe- 
sens und die damit verbun- 
denen Investitionen der Wirt- 
schaft und der öffentlichen 
Hand nicht genügend be- 
rücksichtigt sind. Das Brut- 
toinlandsprodukt (BIP) als 
Bezugsgröße für Bildungs- 
investitionen ist darüber 
hinaus umstritten, weil da- 
mit noch keine Aussage über 
die Qualität der Schulbil- 
dung und die finanziellen 
Investitionen pro Schüler 
oder Einwohner eines Lan- 
des zum Ausdruck kommen. 

Umstritten ist aber vor allem 
der jährlich wiederkehrende 
Hinweis, dass Deutschland 
eine zu geringe Abiturien- 
tenquote habe. Der viel be- 
deutsamere Hinweis - der 
im übrigen auch im OECD- 
Bericht enthalten ist-besagt 
aber, dass Deutschland ei- 
nen weit überdurchschnittli- 
chen Anteil von 91% aller 
Jugendlichen in jedem Jahr- 
gang hat, die einen Ab- 
schluss im Bereich der Se- 
kundarstufe II nachweisen 
können. Der Durchschnitt 
der OECD-Länder liegt bei 
77% (2002). Mit diesem 
Vergleich ist der Beweis 
dafür geliefert, dass das be- 
rufliche Bildungswesen in 
Deutschland hoch qualifi- 
zierte Bildungsgänge im Se- 
kundarbereich II anbietet, 
die zu einem weit über- 
durchschnittlichen Bil- 
dungsniveau in der Bevöl- 

kerung führen. Die Struktur 
der beruflichen Bildung in 

Deutschland schafft darüber 
hinaus eine positive Wir- 
kung an der Nahtstelle zwi- 
schen Bildung und Beschäf- 
tigung. Das lässt sich z.B. im 
Vergleich der Jugendar- 
beitslosigkeitsquoten nach- 
weisen. So hat ein Land wie 
Baden-Württemberg die eu- 
ropaweit niedrigste Jugend- 
arbeitslosigkeit - nicht zu- 
letzt aufgrund der Ausbil- 
dungsbereitschaft seiner Un- 
ternehmen. Finnland hat z.B- 
eine Abiturientenquote von 
rund 60%. Die Studieren- 
denquote liegt dort aber nur 
bei 30%. Der Anteil der Abi- 

turienten an einem Jahrgang 
ist also- für sich genommen 

— noch kein Hinweis au* 
die Leistungsfähigkeit eines 
Bildungswesens und seine1" 
Anschlussfähigkeit an den 
Arbeitsmarkt. 

Alle Jahre wieder wird 
auch bestätigt, dass Lehre- 
rinnen und Lehrer in Deutscn- 
land vergleichsweise hohe 
Gehälter haben. Die Höhe 
des Gehaltes eines Berufs- 
standes muss aber immer 
auch im Vergleich zum all' 
gemeinen Gehaltsniveau m 
einer Gesellschaft gesehen 
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werden. Das ist zweifels- 
ohne in Deutschland gene- 
re|l hoch. Deshalb sollte der 
kindruck, vermieden wer- 
den, dass die Lehrerschaft in 
Deutschland im Blick auf ihr 
Gehalt eine Sonderrolle ein- 
n|rnmt. Derartige Vorwürfe 
Verstärken letztlich nur Vor- 
teile gegenüber einem Be- 
istand, der in Deutsch- 
end dringend eine höhere 
Akzeptanz braucht. 

Wir werden uns auch 
künftig internationalen Ver- 
glichen stellen. Wir können 
d°er unsererseits erwarten, 
dass die Erfolge jenes Teils 
Unseres Bildungswesens, das 
-übrigens auch in Österreich 
Ur>d der Schweiz - für zwei 
Drittel aller Jugendlichen ei- 
nes Jahrgangs eine attraktive 

Bildungs- und Berufspers- 
pektive beinhaltet, interna- 
tional wahrgenommen wird. 
Das gilt für die Leistungs- 
fähigkeit unserer beruflichen 
Schulen, aber auch für die da- 
mit verbundenen qualifizier- 
ten Abschlüsse und für die 
Bildungsinvestitionen der 
Wirtschaft und der öffentli- 
chen Hand. Nur dann wird 
verglichen, was auch ver- 
gleichbar ist. Ansonsten lei- 
den OECD-Studien darun- 
ter, dass sie lediglich jenen 
Ausschnitt unseres Bildungs- 
wesens wahrnehmen, der 
sich auf allgemein bildende 
Schulen und das heißt auf 
etwa ein Drittel der Jugendli- 
chen in einem Jahrgang be- 
zieht. Dann werden Rück- 
schlüsse gezogen, die reali- 

tätsfern sind und bildungspo- 
litische Perspektiven auf die 
falsche Fährte führen. 

Die Partnerschaft von 
Schulen und Unternehmen 
in Deutschland hat sich be- 
währt und darf im interna- 
tionalen Vergleich keine 
nachrangige Rolle spielen. 
Zur Leistungsfähigkeit ei- 
nes öffentlichen Bildungs- 
wesens gehört die Vielfalt 
der Bildungsgänge und die 
damit verbundenen Mög- 
lichkeiten, auf unterschied- 
lichen Wegen zu qualifizier- 
ten Abschlüssen zu kom- 
men. Zur Leistungsfähig- 
keit eines Bildungssystems 
gehört schließlich seine An- 
schlussfähigkeit im Blick 
auf Beschäftigungsperspek- 
tiven. 

DIE   FESSELN   MÜSSEN   WEG 

2"r OECD-Studie er- 
härte die bildungs- und 
forschungspolitische 
Sprecherin der CDU' 
^SU-Bundestagfraktion, 
Katherina Reiche: 
"ot-Grün denkt immer nur 
v°m Anfang her. Das Ziel der 
o'ldungsministerin, 40 Pro- 
zent eines Altersjahrgangs 
2u§ang zu den Hochschulen 
lXi ermöglichen, ist ehren- 
wert. In der Realität ist sie je- 
doch weil von iiner irfoig- 
^eichen Hochschulpolitik 
Entfernt, wenn nur 19 Pro- 
^nteines Alters Jahrgangs es 

auch tatsächlich zu einem 
Abschluss bringen. Ent- 
scheidend ist nicht nur. was 
vorne rein kommt, sondern 
was hinten raus kommt. Frau 
Bulmahn orüstet sich mit no- 
hen Zahlen bei Studienan- 
fängern und ßafög-Empfän- 
gern. Sie versetzt die Univer 
sitäten und die Studenten 
aber nicht in die Lage, diese 
Siudienbiograpmen orlöm 
reich zu Ende zu rühren. 
Die Universitäten müssen 
gestärkt werden. Wir orau- 
chen mehr Investitionen in 
Forschung    und    Wissen- 

schaft und mehr Freiheit für 
die Universitäten. CDU/ 
CSU rbrdern daher die Bun- 
desregierung auf. das Hoch- 
schulrahmengesetz umge- 
hend ^u reformieren. Die 
Fesseln müssen weg. Aus 
dem Korsett des Gesetzes 
muss wieder ein echter Rah- 
men werden. Länder und 
Hochschulen müssen in die 
Freiheit entlassen werden. 
Dadurch würde sich die Qua- 
lität der Lehre in Deutsch- 
land verbessern und mehr 
Studenten könnten erfolg- 
reich ibschließen. 
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1 SACHSEN 

Neuer Landesvorstand gewählt 
Ein Jahr vor der nächsten 
Landtagswahl hat der säch- 
sische Landesvorsitzende 
und Ministerpräsident Ge- 
org Milbradt von seiner 
Partei einen deutlichen Ver- 
trauensbeweis erhalten. 

Auf einem Landespartei- 
tag bestätigten 89,9 Prozent 
der Delegierten Georg Mil- 
bradt für weitere zwei Jah- 
re in seinem Amt als Lan- 
desvorsitzender. Damit sei 
klar, dass der Ministerpräsi- 
dent die Partei im nächsten 
Jahr in die Wahlentschei- 
dung führen werde, sagte der 
gleichfalls wieder gewählte 
Generalsekretär Hermann 
Winkler. In seiner Rede un- 
terstrich Milbradt den An- 
spruch der CDU, bei der 
Landtagswahl im September 
2004 erneut mehr als 50 Pro- 
zent zu erreichen. CDU-Poli- 
tik in Dresden gebe es nur mit 
absoluter Mehrheit, unter- 
strich Milbradt. Bei einer Re- 
gierungskoalition von SPD 
und PDS stünde der Freistaat 
„auf der Kippe". Sachsen ist 
das einzige Land in den 
Neuen Bundesländern, in 
dem eine Partei seit der 
Wende mit absoluter Mehr- 
heit regiert. 

Die Vorsitzende der CDU 
Deutschlands, Angela Mer- 
kel, würdigte in ihrer Rede 
die Leistungen Sachsens. 
Nach   ihren   Worten   heißt 

p^ 

„Deutsche Einheit", „dass 
auch der Westen vom Osten 
lernen kann". Vor dem Hin- 
tergrund der Debatte um die 
Auf bauhilfe Ost warnte Mer- 
kel ihre Partei vor einer 
„Neidkampagne". Der Wes- 
ten dürfe nicht gegen den 
Osten ausgespielt werden, 
sagte sie unter Verweis auf 
Äußerungen des nordrhein- 
westfälischen Ministerpräsi- 
denten Peer Steinbrück 
(SPD). Zugleich übte Merkel 
heftige Kritik an der rot-grü- 

Amt/Gremium 

Vorsitzender 
Generalsekretär 
Stellv. Vorsitzende 
1. Stellvertreter 
2. Stellvertreter 
3. Stellvertreter 

Landesschatzmeister 

nen Bundesregierung. Ml1 

seiner Politik der Unzuver- 
lässigkeit erzürne Bundes- 
kanzler Gerhard Schröder 
die Menschen nicht nur- 
sondern verunsichere sie 
auch. Heute verspreche er ei- 

ner Gruppe etwas, morge11 

einer anderen. Dieser „Zic*' 
Zack-Kurs" tue Deutschland 
nicht gut. Verlässlichkeit 
könne nur erreicht werden» 
wenn die Politik ein Stück 
über den Horizont hinaus- 
gehe, fügte Merkel hinzu. 

Gewählte Person 

Georg Milbradt 
Hermann Winkler 

Steffen Flath 
Christine Clauß 
Heidrun Hiemer 

Jürgen Schwarz 

Eine Übersicht über alle neu gewählten Mitgl ieder des Lan- 
desvorstands und umfangreiche Informationen zu dem 
Landesparteitag finden Sie aufwww.cdu-sachsen.de 
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BERLINER   GESPRäCHE' 

Über die Renaissance bürgerlicher Werte 
»»Bürgerliche Werte sind 
kein Museumsstück", sag- 
te Angela Merkel in ihren 
»egrüßungsworten zu ei- 
ner neuen Runde der Ber- 
liner Gespräche. Gerade 
Wer Entscheidungen zu 
Reffen habe, orientiere sich 
•mmer an Werten. 

Unter der Moderation 
des Journalisten Michael 
hacker diskutierten der 
Gründer von Cap Anamur, 
Rupert Neudeck, und der 
Publizist Jan Ross kontro- 
vers über die Renaissance 
bürgerlicher Werte in Zeiten 
der Krise. Während Ross 
d'e wichtige Diskussion 
Urn bürgerliche Werte für 
e]ne reine Modeerscheinung 
hie't, sah Neudeck das an- 
ders: „Damals war bürger- 
uch für mich ein Schreckge- 
spenst. Man wollte auf kei- 
nen Fall bürgerlich sein. 
Wenn wir heute über bür- 
gerliche Werte sprechen, 
deinen wir Weltbürgerwer- 
te" Für ihn sei die Zivilcou- 
rage der höchste Wert der 
bürgerlichen Gesellschaft. 
D°ch auch Ross mach- 
te deutlich: „Bürgerlichkeit 
kuin einen guten Sinn ha- 
en-u Sie stehe erstens für 
as Miteinander von Indi- 
uualität, Eigenverantwor- 

tUng und Bindung und zwei- 
tens für die Verknüpfung 
v°n Moderne und Tradition. 

Die Meinungsverschie- 
denheit zwischen Ross und 
Neudeck wurde auch in der 
Frage nach der Wertedis- 
kussion in Deutschland of- 
fensichtlich. Neudeck sieht 
die bürgerliche Gesellschaft 
in Deutschland auf einem 
guten Weg. 

Werteverfall 

Aus eigener Erfahrung 
könne er sagen, dass hierzu- 
lande die Bereitschaft zur Hil- 
fe besonders hoch sei. Dem 
widersprach Ross energisch. 
„Es gibt immer eine Balance 
von gut und böse - auch in- 
nerhalb der Völker", so Ross. 
Aus dem gleichen Grund 
halte er auch nichts von einer 
Diskussion über den Werte- 
verfall, da auch hier eine stän- 
dige Balance bestehe. 

Die Rolle der Christen in 
der Wertediskussion beur- 
teilte Ross als eher marginal. 
„Die Aufgabe der Christen in 
der Welt ist allenfalls eine 

Vorbildfunktion und eine 
gewisse Widerborstigkeit", 
sagte der Publizist. Jemand 
der an gar nichts glaubt, kön- 
ne jedoch genauso wertvoll 
sein, wie jeder andere. Neu- 
deck hingegen sieht den 
Glauben als etwas Existen- 
zielles: „Wir brauchen ein 
Evangelium, das eine Her- 
ausforderung bedeutet. Ent- 
scheidend ist, dass man etwas 
tut, nicht dass man Gründe 
findet, es nicht zu tun." 

In der Frage wie wichtig 
Werte für die heutige Gesell- 
schaft sind, waren sich beide 
Diskutanten einig. „Alles zu 
dürfen, ist ein Rückschritt in 
die Barbarei", so Ross. Junge 
Leute brauchten ein Werte- 
fundament. Dem pflichtete 
Neudeck bei. „Wollen wir uns 
damit begnügen, in die totale 
Beliebigkeit abzustürzen?", 
fragte er das Publikum. In 
künftigen Fragen der Bioge- 
netik aber auch der Globalisie- 
rung sei es wichtig, Position zu 
beziehen. Und dies aus einem 
soliden Wertefundament. 
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' REFORMDEBATTE 

BDI-REFORMKONGRESS 

JT Chancen müssen vor Risiko 
gestellt werden" 

Zu einem Umdenken in 
den Bereichen Forschung 
und Technologieförderung 
hat die Vorsitzende der 
CDU und der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion, An- 
gela Merkel, Bevölkerung 
und Politik aufgerufen. 

„Deutschland muss ak- 
zeptieren, dass Wachstum 
nur über Erfindungen und da- 
mit neue Produkte möglich 
ist", so Angela Merkel auf 
dem Reformkongress des 
Bundesverbands der Deut- 
schen Industrie. Künftig müs- 
sten bei allen Erfindungen die 
Chancen vor das Risiko ge- 
stellt werden. Dazu aber sei 
mehr staatliche Freiheit not- 
wendig, von der in der 
Agenda 2010 nicht die Rede 
sei. ..Politik weiß nun einmal 
nicht, wo die Innovationen 
der Zukunft liegen", sagte 
Merkel /,. B. im Hinblick auf 
die verstärkte Förderung der 
Windkrafl. Die Bundesregie- 
rung müsse auch bei der Gen- 
technik eine andere Richtung 
einschlagen. Das Morato- 
rium für die grüne Gentech- 
nik müsse endlich aufgeho- 
ben werden. Man müsse bei 
jeder Innovation, die von 
Deutschland ins Ausland ver- 
lagert wird, nach den Grün- 

den fragen und diese auch an- 
gehen. „Es geht mir nicht um 
den Erhalt des Bestehenden, 
es geht um zusätzliche Inve- 
stitionen in Deutschland" 
sagte die Partei- und Frakti- 
onsvorsitzende. Erst wenn 
Analysten wieder zu Investi- 
tionen in Deutschland rieten, 
könne man zufrieden sein. 

Ein wesentliches Problem 
für die Zukunft Deutschlands 
sei die Aowanderung der Lei- 
stungsträger Um dem ent- 
gegen zu wirken, sei eine Re- 
form des Bildungswesens 
zwingend geboten. Neben 
Studiengebühren forderte 
Angela Merkel für die Uni- 
versitäten die Möglichkeit, 
sich i hre Siudenten sei bst aus- 
suchen zu Können. Derzeit sei 
der Rechtsanspruch auf einen 
Studienplatz nach oestande- 
nem \ouur für jeden garan- 
tiert.   Umdenken   verlangte 

Merkel auch bei den Profes- 
soren. „Ich kann mir gut vor- 
stellen, dass es in Zukunft 
ohne die Verbeamtung der 
Professoren mehr Dynamik 
im Lehrbetrieb gibt", so Mer- 
kel. Weitere Schritte seien mit 
der Einführung neuer Studi- 
enabschlüsse und dem Abitur 
nach 12 Jahren bereits begon- 
nen worden. Hier seien die 
CDU-Länder Sachsen und 
Thüringen die Vorreiter. Ba- 
den-Württemberg, das Saar- 
land und Hessen würden in 
Kürze nachziehen. 

Bedarf für weitere Wei- 
chenstellungen sieht Angel3 

Merkel jedoch auch auf ande- 
ren Ebenen. Zum Beispiel i'11 

Bereich des N'iedriglohnsek- 
tors. „Wir brauchen diesen 
Sektor, um Dienstleistungen 
in Deutschland anzusiedeln- 
Dazu muss man auch über 
Transferzahlungen bis hm '$ 
einer negativen Einkommen- 
steuer sprechen" so die 
CDU-Vorsitzende. Im Hin- 
blick auf die Agenda 2010 oe- 
tonte Angela Vlerkel die Be- 
reitschaft der CDU zur Ko- 
operation - allerdings nicht 
um jeden Preis: „Es geht nicht 
darum, dass etwas passiert, es 
geht darum, dass das Richtig6 

passiert." 
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FRAUEN-UNION 

Frauen gestalten die Europäische Union 
»Europa ist weiblich", be- 
tonte die Europa-Parla- 
•nentsabgeordnete Doris 
"ack in Bezug auf die grie- 
chische Sage über die Ent- 
stehung Europas. 

Die ehemalige Vorsit- 
zende der deutschen Sek- 
tion der Europäischen Frau- 
en-Union (EFU) und Vor- 
sitzende der Frauen in der - 
Europäischen Volkspartei 
fEVP) konnte im September 
be" einem festlichen Emp- 
fang der Frauen-Union der 
^-LHJ in Berlin gemeinsam 
m't über 250 Gästen das 
50jährige Jubiläum der Eu- 
ropäischen Frauen-Union 
feiern. 

Ebenso wie ihre Vor- 
gängerin im Amt. Marlene 
uenz. und die frühere Vor- 
sitzende der EFU. Ursula 
Schleicher, erinnerte Doris 

Hck daran, dass es Frauen 
'^Hren. die vor 50 Jahren eine 
^'»rreiierrolle in der christ- 
demokratischen Zusam- 
menarbeit auf europäischer 
-bene üoemahmen. 

Bereits 1953-fünf Jahre 
01 Gründung der EWU - 

,Tt«ten christlich-demokrati- 
sche und conservative Poli- 
i*erinnen aus Deutschland. 
Österreich und der Schweiz 
e°    Grundstein    für   die 
Rundung der Europäischen 
^ranen-Union   gelegt.   Ihr 
-tej war »s. unier Wahrung 

christlich-demokratischer 
Prinzipien nicht nur die An- 
liegen von Frauen europa- 
weit gemeinschaftlich vor- 
anzutreiben, sondern auch 
Prinzipien zu vertreten und 
durchzusetzen. ,,die der Ge- 
samtheit der christlich-de- 
mokratischen Frauen Euro- 
pas am Herzen liegen", so 
ein Zitat der Österreicherin 
Lola Solar, der ersten Vor- 
sitzenüeii der 3FU 

im nil1 2003 gründeten 
3FU und 6Vp-Frauen die 
Dacnoiüanisation Euro- 
pean Women . Association 
(EWA;. Die EWA so" die 
seü fanrzehnten lesienen- 
de Zusainmenarben oeider 
Organisationen stärker oün- 
dein and lie Kräfte so ziel- 
zericnieier ^nseizen. 

Dem nstorischen ^ück 
olicK folgte ;ui AiisoMOK-iui" 
das Eurooa /on norgen an 
Anscn:us.- an Jen Empfang 
der crauen-Umon fand aui" 
Einladung der Conrad- Ade- 

nauer-Stiftung die Podi- 
umsdiskussion „Frauen ge- 
stalten die Europäische 
Union" statt. Die Europa- 
abgeordnete Angelika Nieb- 
ier (Deutschland), die Öster- 
reicherin Silvia Fuhrmann 
(Abgeordnete zum Natio- 
nalrat), die Polin Dorata 
Keller (Mitglied im Stadtrat 
von Warschau) und die Vor- 
sitzende der Frauen-Union 
Malta, Helga Zahra, disku- 
tierten miteinander über ih- 
re Visionen für die erweiter 
te Europäische Union. Die 
Podiumsteilnehmerinneil 
stimmten darin überein. 
dass die Erweiterung und 
Vertiefung ein richtiger und 
wichtiger Schritt für Euro- 
pa sei, der sowohl für lang- 
jährige Mitgliedsstaaten als 
auch den neu beitretenden 
Ländern Vorteile bringe 
Besonders die Vertreterin- 
nen aus Polen und Malta 
begrüßten die EU-Erwe 
terung als Chance für den 
Fortschritt der Gleicnoe 
rechtigung von Frau und 
Mann in ihren Heimal 
ländern. 

Bärbel Steinkemne' 
Bürgermeisterin der Siad' 
Alfter. übernahm auf der 
Mitgliederversamm ung 
der deutschen EFU am sei 
ben Wochenende den Vor 
sitz der deutschen Sektion 
der EFU von Doris PacK 
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1  EXPERTENANH Ö R U N G 

Effiziente Verbrechensbekämpfung 
durch DNA-Analyse 

Anlässlich einer Experten- 
anhörung der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion zu kri- 
minalistischen, naturwis- 
senschaftlichen und recht- 
lichen Aspekten der ver- 
stärkten Nutzung der DNA- 
Analyse erklärten der stell- 
vertretende Fraktionsvor- 
sitzende, Wolfgang Bos- 
bach, der rechtspolitische 
Fraktionssprecher, Norbert 
Röttgen, und der innenpo- 
litische Fraktionssprecher 
Hartmut Koschyk: 

Wie die erfolgreiche 
Aufklärung schwerster Ver- 
brechen immer wieder zeigt, 
ist die DNA-Analyse ein 
verlässliches und unver- 
zichtbares Mittel zur Auf- 
klärung und Verhinderung 
von Straftaten, aber auch zur 
Entlastung zu Unrecht Be- 
schuldigter. Dennoch wird 
dieses Instrument zum 
Schütze der Bevölkerung 
nicht in dem Maße genutzt 
wie dies Praktiker aus Poli- 
zei und Justiz fordern und 
wie dies technisch möglich 
wäre. Ein Grund dafür ist die 
Angst vor dem Missbrauch 
einer Untersuchungsme- 
thode, deren Technik sich 
dem Nicht-Fachmann nicht 
ohne weiteres erschließt, 
und vor deren - meist über- 
schätzter   -   Aussagekraft 

über Person und 
Aussehen des mut- 
maßlichen Täters. 

Die CDU/CSU- 
B undestagsfraktion 
nimmt zwar die w.Boshat 
Sorgen in der Bevölkerung 
vor einem theoretisch mög- 
lichen Missbrauch ernst, 
hält es aber dennoch für un- 
erlässlich, die Möglichkei- 
ten, die die DNA-Analyse 
bietet, besser als bislang 
auszuschöpfen. Deswegen 
hat sie eine Expertenan- 
hörung durchgeführt, die 
u.a. Fachleuten aus der 
Richterschaft, dem Kreis 
der Polizei, der Naturwis- 
senschaft, der Rechtswis- 
senschaft, der Anwaltschaft 
und dem Bundesbeauftrag- 
ter für den Datenschutz, Jo- 
achim Jacob, die Gele- 
genheit gegeben hat, Chan- 
cen und Grenzen der DNA- 
Analyse aus ihrer Sicht dar- 
zustellen. Nach einhelliger 
Meinung der Experten ist 
die DNA-Analyse ein her- 
vorragendes und in der Pra- 
xis vielfach bewährtes In- 
strument zur Aufklärung 
und Verhinderung von Ver- 
brechen. Ihre Anwendung 
kann und muss daher- unter 
Wahrung des Persönlich- 
keitsrechts der Betroffenen 
- ausgeweitet werden. 

h       N. Röttgen H. Koschyk 

Wie jede andere Technik 
birgt auch die DNA-Analyse 
eine Missbrauchsgefahr in 
sich. Diese Gefahr ist durch 
die Ausgestaltung der DNA- 
Analyse - bis hin zu einer 
Strafbewehrung des Miss- 
brauchs - beherrschbar. 

Streng zu unterscheiden 
ist zwischen dem codieren- 
den und dem nicht-codieren- 

den Teil der DNA sowie dem 
DNA-Identifizierungsmuster. 

Letzteres lässt ausschließlich 
den Rückschluss zu, ob das 
aufgefundene Spurenmate- 
rial vom Täter stammt oder 
nicht. Das DNA-Identifizie- 
rungsmuster dient also wie 
der konventionelle Fingerab- 

druck alleine der Identifizie' 
rung; Rückschlüsse auf Per' 
sönlichkeitsmerkmale, Ei- 
genschaften, Aussehen etc- 
des Täters sind nicht mög' 
lieh. Es gibt daher keinen 
Grund, die Ermittlung und 
Speicherung dieses Musters 
nicht - wie den Fingerab- 
druck - zum selbstverständ- 

lichen und regulären Be' 
standteil der erkennungs- 
dienstlichen Behandlung e>' 
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EXPERTENANHöRUNG 

nes mutmaßlichen Täters zu 
dachen. Über die Durchfüh- 
rung einer DNA-Analyse 
von am Tatort eines Verbre- 
chens aufgefundenen Spuren 
eines noch unbekannten Tä- 
ters muss nach geltender 
Rechtslage ein Richter ent- 
scheiden, obwohl überhaupt 
keine Person bekannt ist, in 
deren Persönlichkeitsrecht 
diese Untersuchung eingrei- 
fen könnte. Diese Verfah- 
rensweise ist ein völlig un- 
nötiger bürokratischer Auf- 
wand und daher überflüssig. 
Die Dauer dieses Entschei- 
dungsprozesses behindert in 
v'elen Fällen eine schnelle 
Aufklärung und damit auch 
ei-ne Verhinderung künfti- 
ger schwerster Verbrechen. 

Die Begehung kleinerer 
Straftaten ist oft der Einstieg 
•n eine Täterkarriere, an de- 

ren Ende schwerste Verbre- 
chen stehen. Auch bei dieser 
Einstiegskriminalität muss 
die Anwendung der DNA- 
Analyse ausgeweitet wer- 
den. Hier kann sie auch in ih- 
rer präventiven Funktion im 
Hinblick auf den einzelnen 
Täter zur Geltung kommen. 

Eine effiziente Nutzung 
des genetischen Fingerab- 
drucks ist für einen effekti- 
ven Schutz der Bevölkerung 
vor schweren Straftaten un- 
erlässlich. Die CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion fordert 
deshalb: • das DNA-Identi- 
fizierungsmuster als regu- 
lären Bestandteil der erken- 
nungsdienstlichen Behand- 
lung, • den Verzicht auf 
den Richtervorbehalt bei der 
Untersuchung von anony- 
mem Spurenmaterial, • 
DNA-Analyse auch bei Ein- 

stiegskriminalität, insbeson- 
dere für alle Straftaten mit 
sexuellem Hintergrund und 
• eine ausdrückliche Straf- 
androhung für einen mögli- 
chen Missbrauch von DNA- 
Proben. 

Wie die Ablehnung des zu 
Beginn dieser Legislaturpe- 
riode im Bundestag einge- 
brachten Unionsvorschlags, 
DNA-Analyse auch bei Ein- 
stiegskriminalität mit sexu- 
ellem Hintergrund zuzulas- 
sen, durch die Koalition 
gezeigt hat, beschränkt sich 
Rot-Grün auch in diesem 
Politikfeld auf bloße An- 
kündigungen und die Blo- 
ckade der Initiativen von 
Unionsseite. Die CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion wird in 
Folge der Anhörung in Kür- 
ze ein schlüssiges Gesamt- 
konzept vorlegen. 

HINTERGRUND:   DNA-ANALYSE 

Die DNA-Analyse ist eines 
der wichtigsten Werkzeuge 
der Ermittler bei der Auf- 
klärung von Gewaltverbre- 
chen. Bereits aus winzigen 
Spuren mit Erbinformatio- 
nen wie Blut, Sperma, 
Schuppen oder Haaren kön- 
nen Experten einen sog. ge- 
netischen Fingerabdruckei- 
nes Menschen erstellen. 
Spuren mit Erbinformatio- 
nen findet die Polizei nach 
Angaben   der   Deutschen 

Gesellschaft für Rechtsme- 
dizin bei der Hälfte aller Tö- 
tungsdelikte. Bereits weni- 
ge Zellen reichen für eine 
DNA-Analyse aus. Das 
Verfahren ist jedoch auf- 
wendig, da die DNA-Reste 
erst vervielfältigt werden 
müssen, ehe sie analysiert 
werden können. Als gene- 
tischen Fingerabdruck be- 
zeichnen Experten be- 
stimmte, über das Erbgut 
verteilte, DNA-Abschnitte, 

die nach heutigem Wissen 
funktionslos sind. Diese 
Abschnitte unterscheiden 
sich wesentlich stärker von 
Individuum zu Individuum 
als diejenigen Erbinforma- 
tionen, die Aufbau und 
Funktion des Organismus 
steuern. Die Wahrschein- 
lichkeit, dass zwei Men- 
schen den gleichen geneti- 
schen Fingerabdruck auf- 
weisen, wird 1:30 Milliar- 
den geschätzt. 

UID 30/2003 • 13 



'Aus   DER   CDU/C SU-BUNDESTAGSFRAKTION 

HERMANN   KUES: 

Kopftuchstreit 
nimmt Politiker in 

die Pflicht 

Zur Entscheidung des Bun- 
desverfassungsgerichtes im 
so genannten „Kopftuch- 
streit" erklärt der Beauf- 
tragte für Kirchen und Re- 
ligionsgemeinschaften der 
CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion: 

Das Urteil des Bundesver- 
fassungsgerichtes zeigt, dass 
das umstrittene Problemfeld 
der Religionsfreiheit einiger 
grundsätzlicher politischer 
Klärungen bedarf. Der Kopf- 
tuchstreit ist dabei nureins von 
mehreren Problemen, das die 
Politiker in die Pflicht nimmt. 

Es geht in der Sache um die 
Toleranz gegenüber der reli- 
giösen Lebenspraxis nicht- 
christlicher Religionen. 

Diese Toleranz kann nicht 
soweit gehen, Symbolen wie 
das Kopftuch Eingang in den 
Staatsdienst zu eröffnen und 
damit herrschende Wertmaß- 
stäbe herauszufordern. Hier ist 

die Neutralitätspflicht des 
Staates besonders gefordert, 
wobei allerdings ein Weg ge- 
funden werden muß für ein to- 
lerantes Miteinander von Leh- 
rern und Schülern. 

Die Toleranz gegenüber 
religiösen Minderheiten kann 
überstrapaziert werden, wenn 
religiöse Symbole instrumen- 
talisiert werden. Gerade das 
Tragen eines Kopftuches wird 
im christlichen Kulturkreis 
auch als Aktion verstanden. 

DIETRICH AUSTERMANN : 

Maut-Verträge 
offen legen! 

Anlässlich der Befragung 
des Bundesverkehrsminis- 
ters Manfred Stolpe zum 
Maut-Debakel im Haus- 
haltsausschuss erklärte 
der haushaltspolitische 
Sprecher: 

Die Ausführungen des 
Bundesverkehrsminisiers 
zur Einführung der LKW- 
Maut haben offenbart, dass 
Stolpe offensichtlich die 
Übersicht verloren hat und 
nicht in der Lage ist, klare 

Festlegungen zum Betriebs- 
beginn des Maut-Systems 
sowie zu Haftungs- und 
Schadensersatzfragen vor- 
zunehmen. Zu Vertragsstra- 
fen und zur Haftung bei 
Störungen soll jetzt neu ver- 
handelt werden! 

Das Maut-Debakel wird 
2003 im Bundeshaushalt zu 
Einnahmeausfällen von fast 
1 Mrd. € führen. Denn die 
beiden ersten Monate sind 
Vertragsstrafen- und haf- 
tungsfrei. Es wird zu Verzö- 
gerungen von Verkehrsin- 
vestitionen in Deutschland 
kommen. Nur wenn die üp- 
pige Vergütung der Betrei- 
ber des nicht funktionieren- 
den Systems ebenfalls ent- 
fällt, reduziert sich der Net- 
toeffekt auf 600 - 700 Mio- 
€. entsprechend wird die 
Nettokreditaufnahme in die- 

sem Jahr steigen. 
Den von der Koalition be- 

schlossenen Antrag, die Ein- 
sichtnahme in die Verträge 
mit der Industrie nur unter 
Einhaltung höchster Ge- 
heimhaltungsvorsehriften zu 
ermöglichen, lehnt die Union 
ab. Wir wollen die Offenle- 
gung der vertraglichen Ab- 
sprachen und keine Kne- 
belung der Parlamentarier- 
Dieser Vernebelungstaktik 

reicht die Union nicht die 
Hand. Die Schlamperei bei 
Milliarden-Verträgen muss 
aufgedeckt werden, damit 
Schäden   eingegrenzt   und 
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künftig verhindert werden. 
Die Union hat deshalb den 
Bundesverkehrsminister 
aufgefordert, dem Haus- 
haltsausschuss umgehend 
den Betreibervertrag, vor- 
legende Gutachten und er- 
gänzende Absprachen zur 
LKW-Maut vollständig of- 
ten zu legen. Nur so lassen 
sich die tatsächlichen finan- 
Zlellen Auswirkungen beur- 
teilen, die sich aus den Ver- 
lagerungen bei der Ein- 
führung der LKW-Maut er- 

n. 

HARTMUT KOSCHYK 

THOMAS STROBL: 

Schleuserkrimi- 
nalität auch 

künftig bekämpfen 

Nach Vorlage des Erfah- 
rungsberichtes des BMI 
ZUr Anwendung der lage- 
abhängigen Kontrollbe- 
fugnis des Bundesgrenz- 
Schutzes erklärten der in- 
nenpolitische Sprecher 
Und der Obmann im In- 
•tenausschuss: 

Weil sich SPD und Grüne 
b'slang nicht über die Be- 

fugnisse des Bundesgrenz- 
schutzes (BGS) einigen konn- 
ten, droht den Menschen in 
unserem Land zum Jahres- 
wechsel eine empfindliche 
Sicherheitslücke: 

Seit 1998 kann der BGS 
zur Verhinderung der uner- 
laubten Einreise verdachts- 
unabhängig den grenzüber- 
schreitenden Reiseverkehr 
nicht nur im 30-Kilometer- 
Grenzbereich, sondern auch 
auf dem Gebiet der Bahnan- 
lagen und auf Verkehrsflug- 
häfen kontrollieren. Diese 
Regelung läuft - wird sie 
nicht verlängert - Ende De- 
zember aus. 

Obwohl selbst der Eva- 
luierungsbericht des Bun- 
desinnenministeriums 
(BMI) sowie die signifikan- 
ten Personenfahndungser- 
folge des BGS überdeutlich 
zeigen, dass das 1998 ge- 
schaffene Instrument des 
BGS zur Verhinderung der 
unerlaubten Einreise und 
zur Bekämpfung des inter- 
nationalen Terrorismus un- 
verzichtbar ist, konnten oder 
wollten SPD und Grüne sich 
bis jetzt nicht für die Verlän- 
gerung dieser Befugnis ent- 
scheiden. 

Daher bringt die CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion 
jetzt mit ihrem Entwurf für 
ein „Gesetz zur wirksamen 
Bekämpfung organisierter 
Schleuserkriminalität" die 
notwendige Änderung des 

Bundesgrenzschutzgeset- 
zes auf den Weg. Wir hoffen 
darauf, dass die Koalition 
ihren Worten für mehr In- 
nere Sicherheit Taten folgen 
lässt und unserem Gesetz- 
entwurfzustimmt. 

Die Fortschreibung der 
BGS-Befugnisse ist gerade 
vor dem Hintergrund der 
anhaltenden Bedrohung 
Deutschlands durch ille- 
gale Migration, organisierte 
Schleuserkriminalität und 
Terrorismus unverzichtbar. 
Diese Regelungen haben zu 
einer Verbesserung der poli- 
zeilichen Arbeit des Bun- 
desgrenzschutzes mit einer 
deutlichen Steigerung der 
Personenfahndungserfolge 
geführt. 

Da zum heutigen Zeit- 
punkt noch nicht absehbar 
ist, welche Folgen sich auf- 
grund der Osterweiterung 
der Europäischen Union 
und der verstärkten grenz- 
polizeilichen Zusammen- 
arbeit in Europa ergeben 
werden, fordern wir in un- 
serem Gesetzentwurf einen 
dies berücksichtigenden Er- 
fahrungsbericht, der recht- 
zeitig vor Ablauf einer 
weiteren Befristung der 
Norm auf fünf Jahre vorge- 
legt werden muss. In diese 
Evaluierung sollen auch die 
Erfahrungen der Zusam- 
menarbeit zwischen Bun- 
desgrenzschutz und Länder- 
polizeien einfließen. 
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KLAUS   RIEGERT: 

Rot-grüne Sport- 
förderung auf 

niedrigem Niveau 

Der sportpolitische Spre- 
cher erklärte zur Sport- 
förderung 2004: 

Der von der rot-grünen 
Bundesregierung einge- 
brachte Haushalt ist als Be- 
ratungsgrundlage grundsätz- 
lich unbrauchbar. Er kann 
im besten Falle als Informa- 
tionsgrundlage bezeichnet 
werden. Dies betrifft auch die 
Sportförderung. Die CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion 
verzichtet deshalb auf An- 
träge und stellt alle Titel 
offen. Dennoch ist festzu- 
halten: Die rot-grüne Bun- 
desregierung stellt die Sport- 
förderung ins Abseits. 
• 15 % Kürzung für den Lei- 
stungssport der Behinderten 
• Aus für den Goldenen 
Plan Ost • 10 % weniger für 
Dopinganalytik • drasti- 
sche Rückführung der In- 
vestitionen für Einrichtun- 
gen des Spitzensports um rd. 

64 Mio € in den vergange- 
nen vier Jahren. 

Der Bundesfinanzminis- 
ter nimmt durch eine Sonder- 
münze Sport 90,5 Mio € 
netto ein, gibt dem Sport aber 
nur 30 Mio. € zurück. Dies 
und die Kürzungen machen 
den Stellenwert deutlich, 
den Rot-Grün dem Sport zu- 
misst. Schily ist ein Gla- 
mourminister. Bei Großver- 
anstaltungen drängt es ihn in 
die erste Reihe, die Sportför- 
derung stellt er hinten an. Die 
CDU/CSU-Bundestagsfrak- 
tion wird erst Anträge ein- 
bringen, wenn Haushalts- 
wahrheit und Haushaltsklar- 
heit hergestellt sind. 

PETER   PAZIOREK 

TANJA  GöNNER 

WERNER   WITTLICH: 

Zwangspfand 
endlich aussetzen 

Aus Anlass der Demons- 
tration der Betriebsräte 
und Mitarbeiter aus den 
betroffenen Unternehmen 
gegen das Zwangspfand 
erklärten der umweltpoli- 
tische Fraktionssprecher 
sowie die Berichterstatter 
für das Recht der Abfall- 
wirtschaft und für die Ver- 
packungsverordnung: 

Die Demonstration der 
Mitarbeiter aus den betrof- 
fenen Unternehmen gegen 
das   Dosenpfand   beweist: 

Das Dosenpfand-Chaos muss 
gestoppt werden. Deutsch- 
land braucht beim Zwangs- 
pfand ein Moratorium. 

Der Bundesumweltminis- 
ter hat seit Einführung des 
Dosenpfandes immer wie- 
der versprochen, dass es ab 
dem 1. Oktober 2003 ein ein- 
heitliches verbraucherfreund- 
liches Rücknahmesystem 
geben wird. Momentan ist er 
leider der einzige, der immer 
noch stoisch an diese Illusion 
glaubt. Was der Bürger heute 
erlebt, ist aber nur Chaos. 
Das tragische ist, dass dieses 
Chaos nicht überraschend 
kommt. Seit Monaten war- 
nen CDU/CSU-Fraktion, 
Verbände und Wirtschaft vor 
einer derartigen Situation. 

Auch bei der aktuellen 
Novellierungs-Debatte ha- 
ben wir vor den Folgen des 
jetzigen Entwurfs gewarnt 
und erneut klargemacht, dass 
der Ansatz der derzeitigen 
Novelle viel zu kurz gegrif' 
fen ist. Wir haben Herrn Trit- 
tin immer wieder beschwo- 
ren, seinen starren Kurs aut- 
zugeben. 

Die Forderungen der Uni- 
on, die u.a. mit ihrer Innova- 
tionsklausel auf eine echte 
Vereinfachung der Verpa- 
ckungsverordnung zielen, 
wurden vom Bundesumwelt- 
minister ignoriert. Während 
der ganzen Diskussion haben 
die Verbraucher ihr Vertrau- 
en in politische Entscheidun- 
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§en verloren, weil sie völlig 
"nstruktrierte und den Alltag 
belastende Regelungen ein- 
fach hinnehmen mussten. 

Das Zwangspfand bringt 
au-ch nicht die von Trittin ver- 
brochenen Arbeitsplätze. 
lrn Gegenteil, das Zwangs- 
Pfand vernichtet Arbeits- 
plätze. Das Prognos-Gutach- 
len hat dies eindrucksvoll 
bestätigt. Das Prognos-Gut- 

achten 
kommt zu 
dem Schluss, 
dass bis Ende 
2004 mit 
volkswirt- 
schaftlichen 

Umsatzeinbußen von 578 
Mio. bis 1,2 Mrd. Euro und 
dem Verlust von bis zu 1.700 
Arbeitsplätzen zu rechnen ist. 

Wirtschaftliche Einbu- 
ßen waren selbst für viele 
Pfandbefürworter zu erwar- 
ten, aber das Prognos-Gut- 
achten geht noch weiter und 
bescheinigt dem ungeliebten 
Zwangspfand nur einen ge- 
ringen ökologischen Nutzen: 

Nach den vorliegenden Be- 
rechnungen beträgt die Ein- 
sparung von energie- und kli- 
maschädlichen Stoffen le- 
diglich 0,04 %. Vor diesem 
Hintergrund fordern wir die 
Bundesregierung auf, dem 
Beispiel des Bundesrates zu 
folgen und eine Denkpause 
einzulegen. Die Bundesre- 
gierung wird weiter aufge- 
fordert, das Zwangspfand 
auszusetzen und die Zeit des 
Moratoriums dafür zu nut- 
zen, mit Wirtschaft und Op- 
position über neue Ansätze 
bei der Novel 1 ierung der Ver- 
packungsverordnung zu dis- 
kutieren. 

STELLENANZEIGE   DER   JUNGEN   UNION 

Die Junge Union Deutschlands sucht zum nächstmöglichen Zeitpunkt für die Bundesge- 
schäftsstelle in Berlin eine/einen 

Bildungsreferent/in - Wissenschaftliche/n Mitarbeiter/in 

Aufgaben: • Vorbereitung und Durchführung von Seminaren und Fach- 
kongressen • Zusammenstellung und Erarbeitung wissenschaftlicher 
Grundlagen für die Arbeit der Gremien des Bundesverbandes •inhaltliche 
und organisatorische Betreuung von Kommissionen und Arbeitskreisen • 
redaktionelle Betreuung der Internetpräsenz in Zusammenarbeit mit dem Webmaster« Ent- 
wurf von Referaten, Texten für Veröffentlichungen, Resolutionen und Beschlussvorlagen für 
den Bundesvorstand • Recherche, Materialsammlungen, Korrespondenz 

Anforderungen: • abgeschlossenes Hochschulstudium • Beherrschung von zwei Fremd- 
sprachen in Wort und Schrift (Englisch obligatorisch) • Erfahrung in der gesellschaftspoli- 
tischen Arbeit • hohes Maß an Mobilität und Flexibilität • sicherer Umgang mit Internet 
und E-Mail • Mitgliedschaft in der Jungen Union 

Vergütung: • in Anlehnung an BAT 

Schriftliche Bewerbungen einschließlich aller üblichen Unterlagen sind bis zum 17. Oktober 
2°03 an die Bundesgeschäftsstelle der Jungen Union Deutschlands, z. Hd. Bundesge- 
schäftsführer Georg Milde, Inselstr. 1 b, 10179 Berlin-Mitte, zu richten. 
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Strevuutfkel ji\r (*Hv*tfH^oktfoneH 

Papierfähnchen 
„CDU und Deutschland" 
Papierfähnchen mit 2 verschiedenen 
Seiten 

Bestell-Nummer: 9426 
Preis je 1.000 Stück: 53,00 € 
inkl. MwSt.: 61,48 € 

Luftballon „CDU" 

Bestell-Nummer: 9304 
Preis je 500 Stück: 28,00 € 
inkl. MwSt.: 32,48 € 

Streichhölzer 

Bestell-Nummer: 9831 
Preis je 100 Stück: 7,00 € 
inkl. MwSt.: 8,12 € 

CDU-Feuerzeug 

Bestell-Nummer: 9506 
Preis je 25 Stück 12,10 € 
inkl. MwSt.: 14,04 € 

7 p-rwww.cEH/.ae 

MTp:.*r*w erode 
Wp-«wwc 

fifty :*Vl«e 
Mp-Jirwe 

Mtp'/WWWC 
hnp-.Twwwc 

MTp'#«rwwc 

MTpÜww.c 

Bleistift 

Bestell-Nummer: 9036 
Preis je 100 Stück: 10,00 € 
inkl. MwSt.: 11,60 € 

Pin „CDU" 

Bestell-Nummer: 9875 
Preis je 100 Stück: 20,00 € 
inkl. MwSt.: 23,20 € 

ID-Band „CDU" 
Für Ausweise bei Veranstaltungen 
oder als modischer Begleiter für 
Schlüssel und Co. 

Bestell-Nummer: 9933 
Preis je 20 Stück: 20,00 € 
inkl. MwSt.: 23,20 € 

BESTELLANS CHR'FT 

an-ato logistics services 
Bertetsmann-Versandzentrffl" 

Postfach 1162,33759 Versm<» 
Telefax 052 41-8041892 

e-mail: 
cdu-shop@bertelsmann.de 

id 
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Wevte AktfoMfvmterfoli'ew 

Kalenderkarte: 
„Steuer- und Abgabenlast" 
ca. Scheckkartenformat aus Kunst- 
stoff 

Bestell-Nummer: 9084 
Preis je 100 Stück: 10,00 € 
inkl. MwSt.: 11,60 € 

ab 26.09.03 bestellbar 

Die -J-^IPIUS 

für mehr Wachstum 
und Arbeit 

Aktionszeitung: „5 Jahre Rot-Grün" 
Die größten Flops von Rot-Grün/ 
Die Konzepte der CDU 

Bestell-Nummer: 1013 
Preis je 250 Stück: 16,00 € 
inkl. MwSt.: 17,20 € 

(Jeder Kreisverband hat 500 Exemplare 
kostenlos erhalten) 

Folder: „10 Punkte PLUS" 
10 Kernpunkte der CDU für mehr 
Wachstum und Arbeit 

Bestell-Nummer: 2085 
Preis je 100 Stück: 10,00 € 
inkl. MwSt.: 10,70 € 

Notizheft: 
„Was hat Rot-Grün gebracht?' 
auf 36 Seiten Fakten zu rot-grüner 
Misswirtschaft und Leerseiten für 
eigene Notizen 

Bestell-Nummer: 5086 
Preis je 20 Stück: 12,00 € 
inkl. MwSt.: 13,92 € 

Überlegen Sie mal kurz, was Ihnen 
Rot-Grün In 5 Jahren gebracht hat 

B*!l 
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53348   Rheinbach 
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Entgelt   bezahlt. 

Die neuen Wandzeitungen 

„Es gibt keine Volkswirtschaft, die so viel Geld 
gegen die Arbeitslosigkeit einsetzt wie wir. 
Und keine ist so erfolglos wie wir." 

(Wirtschaftsminister Wolfgang Clement, SPD      5   J 3 " 
18. August 2003) Q0t-Gf Ü11 

Das sind die aktuellen Wandzeitungen der CDU-Bundesge- 
schäftsstelle für Ihren Schaukasten oder Infostand. Alle Jah- 
resabonnenten erhalten beide Wandzeitungsmotive. 


